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Gedanken zur Richter wahl
Von Dr. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz

I
Der V. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands hat die stolze Feststellung getroffen, daß 
die Grundlagen des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik im wesentlichen gelegt sind. 
Stets war auf diesem Wege der Staat das in unbeirr­
barer Konsequenz angesetzte Hauptinstrument der 
Arbeiterklasse zur Durchsetzung der neuen Gesell­
schaftsordnung — bei der Vollendung der bürgerlichen 
Revolution, bei der Festigung der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung, bei der Schaffung der Grund­
lagen des Sozialismus. Er ist es auch jetzt bei der 
Beschleunigung unseres sozialistischen Aufbaus.

Im vergangenen Jahr war allerdings ein Zurück­
bleiben des Staatsapparats hinter der ökonomischen 
Entwicklung und der Entwicklung des Bewußtseins 
der Werktätigen, im besonderen der Arbeiter und 
Bauern, festzustellen. Dieser Zustand barg die Gefahr 
in sich, daß es an jener Übereinstimmung mit der 
gesellschaftlichen Entwicklung fehlte, auf Grund deren 
die sozialistische Staatsmacht die Aufgabe der bewuß­
ten Entwicklung der Gesellschaft stellen und lösen 
kann.

Deshalb waren entscheidende Maßnahmen darauf 
gerichtet, dieses. Zurückbleiben des Staatsapparats zu 
überwinden, den demokratischen Zentralismus in der 
Leitung von Staat und Wirtschaft auf eine höhere 
Stufe zu heben und in staatsorganisatorischer und 
staatsrechtlicher Hinsicht die Funktion des volks­
demokratischen Staates, Hauptinstrument beim Aufbau 
des Sozialismus zu sein, zu sichern und zu festigen.

Dieses Bestreben fand vor allem seinen Ausdruck in 
dem Gesetz über die örtlichen Organe der Staatsmacht 
vom 17. 'Januar 1957 und dem auf dem Gesetz über 
die Vervollkommnung und Vereinfachung des Staats­
apparates vom 11. Februar 1958 ruhenden Gesetzes­
werk und dessen Durchführung.

Damit wurde eine Entwicklung abgeschlossen, die 
wohl das wichtigste Kennzeichen des sozialistischen 
Staates darstellt: Die Volksvertretungen sind nicht 
mehr „parlamentarische Körperschaften der formalen 
Demokratie“, sondern sie sind im vollen Umfang zu 
arbeitenden, durchführenden Körperschaften im Sinne 
der Vorstellungen, die Marx aus seiner Analyse der 
Pariser Kommune1 für die Ausgestaltung des sozia­
listischen Staates gewann, geworden. Diese Entwick­
lung, die schon mit der Wahl der Landtage der fünf 
Länder der damaligen sowjetischen Besatzungszone im 
Jahre 1946 begann1 2, ist nun vollendet3 *.

Die jetzt erreichte Etappe unserer staatlichen Ent­
wicklung gestattet und erfordert aber auch auf ande­
ren Gebieten des staatlichen Lebens Maßnahmen, die 
dem Charakter des sozialistischen Staates entsprechen 
und die Tätigkeit dieser Organe auf eine unserer 
jeweiligen Entwicklung entsprechende Höhe heben. Die 
Umgestaltung unseres Schullebens durch die Ein-

1 Karl Marx, Der Bürgerkrieg ln Frankreich, Bücherei des 
Marxismus-Leninismus, Band VII, S. 69.

2 Walter Ulbricht, Die Entwicklung des volksdemokratischen 
Staates 1945 bis 1958, Dietz Verlag, S. 111/112.

3 Walter Ulbricht, Referat auf dem V. Parteitag der SED,
Pietz Verlag, S. 26.

führung des polytechnischen Unterrichts entspricht 
jener Einheit von produktiv-praktischer und theoreti­
scher Erziehung, die Marx2 forderte. Und schließlich 
wird mit dem Beschluß, die Richter durch die Kreis- 
bzw. Bezirkstage bis zum Jahre 1960 wählen zu lassen 
und im Jahre 1965 zur unmittelbaren Wahl der Richter 
und Schöffen der Kreisgerichte durch die Bevölkerung 
überzugehen, ein weiteres Prinzip des sozialistischen 
Staates verwirklicht, das Marx und Lenin für das 
Gerichtswesen aufgestellt haben5.

Wenn wir über die Wahl der Richter in der Deut­
schen Demokratischen Republik sprechen, dann kön­
nen wir das so wenig mit der Wahl der Richter, die 
auch einige kapitalistische Staaten, so zum Beispiel 
die Bundesrepublik, haben, vergleichen, wie wir einen 
sozialistischen Staat, in dem die Arbeiterklasse die 
Macht hat, im ganzen oder mit einzelnen seiner Ein­
richtungen mit einem bürgerlich-kapitalistischen Staat 
vergleichen können.

Der Beschluß des Parteitags über die Wahl der 
Richter ist nicht unvorbereitet. Bereits das 33. Plenum 
des ZK empfahl zu prüfen, ob nicht zur Wahl der 
Richter der Kreis- und Bezirksgerichte durch die Be­
zirkstage überzugehen sei. Nunmehr ist geklärt, in 
welcher Weise die Wahl der Richter entwickelt werden 
soll. Durch die Festlegung der einzelnen Etappen — 
erst Wahl durch die Volksvertretungen, dann unmittel­
bare Wahl — wird die Richterwahl für die Zukunft 
ebenso mit der allgemeinen staatlichen und gesell­
schaftlichen Entwicklung verknüpft, wie die Entwick­
lung der Stellung der Richter schon bisher mit der 
allgemeinen staatlichen Entwicklung verknüpft war. 
Denn es führt eine einheitliche Linie in der Entwick­
lung des Gerichts bis zum Beschluß des V. Parteitags.

So erinnern wir daran, daß die Gesetze der fünf 
Länder der damaligen Sowjetischen Besatzungszone 
über die Wahl der Schöffen durch die Kreistage, die 
die alte, undemokratische Form der Schöffenwahl be­
seitigten, bereits im Jahre 1947 erlassen wurden. Mit 
der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
legte die Verfassung die Wahl der Richter des neu­
geschaffenen Obersten Gerichts durch die Volkskammer 
fest. Und das Gerichtsverfassungsgesetz, das die Wahl 
der Schöffen zu den Kreisgerichten unmittelbar durch 
die Bevölkerung vorsah, wurde im Jahre 1952 erlassen, 
dem Jahre der 2. Parteikonferenz, dem Jahre der 
demokratischen Umgestaltung unseres Staatsapparats. 
Auf dieser Grundlage wurde durch die Schöffenwahlen 
in den Jahren 1955 und 1958 die Bevölkerung im brei­
ten Maße an der Wahl ihrer Schöffen und an der Ar­
beit der Gerichte interessiert.

Der Beschluß des V. Parteitags sieht vor, daß die 
Richterwahl in zwei Etappen erfolgt: zunächst Wahl 
durch die Volksvertretungen, vom Jahre 1965 ab un­
mittelbare Wahl durch die Bevölkerung. Diese etappen­
weise Entwicklung der Richterwahlen bringt zum Aus­
druck, daß auch dieser Schritt in dem Maße gemacht 
werden soll, wie jeweils die Voraussetzungen gegeben 
sind. Diese Voraussetzungen zur Wahl müssen aber bei 
den zu Wählenden und bei den Wählern geschaffen

4 Walter Ulbricht, a. a. O. S. 125.
5 Lenin, Ausgewählte Werke, Bd. n, S. 382; Karl Marx, Der 

Bürgerkrieg ln Frankreich, Bücherei des Marxismus-Leninis­
mus, Band VII, S. 69/70.
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